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Antrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen 
Fahn, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim 
Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Niko-
laus Kraus, Peter Meyer, Alexander Muthmann, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi 
Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno 
Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Wissenschaftsgestützte Struktur- und Regionali-
sierungsstrategie nicht zu Lasten der Kommunen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert zu prüfen, in-
wiefern die Kommunen bei den anfallenden Mehrkos-
ten, die im Kontext der wissenschaftsgestützten Struk-
tur- und Regionalisierungsstrategie z. B. durch techni-
sche Ausstattung, räumliche Unterbringung – wie die 
Erstellung, den Erwerb und/oder Umbau von Gebäu-
den – sowie Betriebskosten, etc. entstehen, entlastet 
werden können. In den Prozess sollen auch betroffe-
ne Kommunen mit einbezogen werden. 

 

 

Begründung: 

Die Dezentralisierung der bayerischen Hochschul-
landschaft in ländlichen Regionen versucht die Staats-
regierung mit gezielten Maßnahmen, wie  

─ der wissenschaftsgestützten Struktur- und Re-
gionalisierungsstrategie für bayerische Hochschu-
len für angewandte Wissenschaften und Techni-
sche Hochschulen,  

─ des Programms zur Internationalisierung des 
Hochschulstandorts Bayern und  

─ des Programms „Heimat Bayern 2020“ mit der 
darin enthaltenen „Nordbayern- und Südbayern-
Initiative“,  

weiter voranzubringen. Im Zuge dessen sind zahlrei-
che Hochschulstandorte („Campus-Ableger“) in ganz 
Bayern mit entsprechenden neuen Studiengängen 
sowie Technologietransferzentren entstanden. Zu 
nennen sind hier – unter anderem – der European 
Campus in Pfarrkirchen, der Campus Mühldorf am Inn 
und der Campus Burghausen der Hochschule Rosen-
heim. 

Ohne Zweifel haben sowohl die Gründung von Hoch-
schulaußenstellen als auch die Institutionalisierung 
der sogenannten Technologietransferzentren positive 
Auswirkungen auf die gesamte Region und tragen 
daher, gerade im Hinblick auf strukturschwächere 
Gebiete, der besonderen Berücksichtigung dieser Re-
gionen auch Rechnung. Die Kooperationsbereitschaft 
einzelner Kommunen sowie die intensiven Bemühun-
gen der Hochschulen haben als Effekt positive Impul-
se in zahlreichen bayerischen Regionen gesetzt. Da-
von konnten nicht nur die betroffenen Räume durch 
das Entstehen attraktiver Arbeits- und Studienplätze 
profitieren, sondern auch Forschung und Lehre durch 
die Verzahnung mit regional ansässigen Unterneh-
men. Leider gehen die Gründung bzw. die Unterhal-
tung sogenannter Campus-Ableger jedoch mit finan-
ziellen Belastungen der Kommunen einher, die diese 
selbst – aus eigener Kraft – nur schwer zu stemmen 
vermögen. So handelt es sich z. B. in Burghausen um 
circa 15 bis 20 Mio. Euro, die für die Technikumsein-
richtungen der Laborgebäude benötigt werden. In 
Mühldorf beliefen sich die Kosten auf 12 Mio. Euro, 
die für den Bau eines entsprechenden Gebäudes auf-
gewendet werden mussten. 

Laut Verfassung ist die Einrichtung und die Verwal-
tung der Hochschulen Sache des Staats. Die Stär-
kung räumlicher Wettbewerbsfähigkeit Bayerns durch 
Schaffung bestmöglicher Standortqualitäten in wirt-
schaftlicher und sozialer Sicht in allen Teilräumen 
Bayerns ist zudem als Grundsatz im aktuell geltenden 
Landesentwicklungsprogramm (LEP) (1.4.1 Abs. 1) 
festgelegt. In der Begründung zu 1.4.4 (B) werden 
dabei ausdrücklich auch Technologietransferzentren 
und Hochschulen erwähnt. Das geltende LEP sieht 
somit den Staat in der Verantwortung, sich im Bereich 
der Hochschulstandorte und der Kooperation der 
Hochschulen mit ihrem Umfeld aktiv für die Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse in ganz Bayern zu 
engagieren. 

Vor diesem Hintergrund ist es unverständlich, dass 
die finanziellen Lasten und damit verbundenen Risi-
ken für den Bau, die Einrichtung und die laufenden 
Betriebskosten den Standortkommunen aufgebürdet 
werden. Statt die Kommunen im Sinne des Bestre-
bens gleichwertiger Lebensverhältnisse in Bayern 
adäquat zu unterstützen, müssen diese für die ihnen 
nach LEP zustehenden staatlichen Bemühungen auf-
kommen. Das ist eine Entwicklung, der Einhalt gebo-
ten werden muss. 

Es ist nun an der Zeit, dass der Freistaat seine Auf-
gabe der Entwicklung ländlicher und strukturschwa-
cher Räume auch vollumfänglich umsetzt und die 
Kommunen – auch im Kontext der wissenschaftsge-



Seite 2 Bayerischer Landtag 17. Wahlperiode Drucksache  17/17947 

stützten Struktur- und Regionalisierungsstrategie – 
hinreichend unterstützt. Dabei gilt es, finanzielle Zu-
satzbelastungen der Kommunen zu vermeiden und 

die Finanzierung der Hauptstandorte der Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften den Campus-Able-
gern gleichzusetzen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst 

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/17947 

Wissenschaftsgestützte Struktur- und Regionalisierungsstrategie 
nicht zu Lasten der Kommunen! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Prof. Dr. Michael Piazolo 
Mitberichterstatter: Andreas Schalk 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wissenschaft und Kunst 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 71. Sit-
zung am 18. Oktober 2017 beraten und mit folgendem Stim-
mergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 171. Sitzung am 15. November 2017 mitbera-
ten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Prof. Dr. Michael Piazolo 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Prof. 
(Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten 
Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann Häusler, 
Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Prof. Dr. Michael 
Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta 
Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/17947, 17/19148 

Wissenschaftsgestützte Struktur- und Regionalisierungsstrategie 
nicht zu Lasten der Kommunen! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen ist zum einen die Nummer 15 der Anlage. Es ist 

dies der Antrag der Abgeordneten Biedefeld, Schuster, Dr. Rabenstein und anderer, 

SPD, betreffend "Verzicht auf die Sperre frei werdender Stellen beim Zentrum Bayern 

Familie und Soziales …" auf Drucksache 17/17552, der auf Wunsch der SPD-Fraktion 

gesondert beraten werden soll, sowie zum anderen die Nummern 40 und 42 der Liste. 

Es sind dies die Dringlichkeitsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 

der SPD-Fraktion betreffend "Rechtssicherheit bei der Erhebung der Erbschaftsteuer 

wiederherstellen" und "Sonderweg bei der Erbschaftsteuer beenden" auf den Drucksa-

chen 17/18251 und 17/18270. Auch diese beiden Anträge sollen gesondert beraten 

werden. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten 

der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltung-

en! – Auch keine. Nun frage ich die fraktionslosen Abgeordneten, ob und welchem 

Fraktionsvotum diese sich anschließen wollen. – Diese enthalten sich. Damit wird das 

protokollarisch so festgehalten. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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